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Ziel ist eineweitgehende Priva-
tisierung des Gesundheitswe-
sens und ein höhererWettbe-
werb, indem die Kassen die Bei-
trägewieder selbst festlegen
können. Einen sozialen Aus-
gleich soll es über die Steuern
geben.

Der Eingangssteuersatz soll von
14 auf zehn Prozent gesenkt
werden. 47 Prozent Spitzen-
steuersatz ab einem Jahresein-
kommen von 125 000 (Verhei-
ratete 250 000). Der Kinderfrei-
betrag soll um 200 Euro ange-
hobenwerden, langfristig soll
es einenKindergrundfreibetrag
geben, der „alle Kinder gleich
fördert“. Geplant sind auch ein
Bonus für Beschäftigte, die auf
die Abgabe der Steuererklärung
verzichten und eine Börsenum-
satzsteuer.

Gefordert werden höhere
Schonvermögen fürHartz-IV-
Empfänger, ein flächendecken-
derMindestlohn von 7,50 Euro
und staatliche Zuschüsse für
Geringverdiener. Teilrenten sol-
len ab 60möglich sein. Für Äl-
tere soll es bei der Rentemit 67
Verbesserungen geben. Geplant
ist ein Ausbau des Anspruchs
auf Teilzeitbeschäftigung und
Elterngeld auf 16 Monate und
ein Rechtsanspruch auf Ganzta-
gesbetreuung vom erstenGe-
burtstag an.

Alle Einkommensarten sollen
zur Finanzierung herangezo-
genwerden. Geplant sind ein
höherer Steueranteil zur gesetz-
lichen Krankenversicherung
sowie die Einbeziehung der Pri-
vatversicherungen in denGe-
sundheitsfonds. Ziel bleibt die
sogenannte Bürgerversiche-
rung, in die alle Erwachsenen
einzahlen sollen. Ferner soll es
einenAnspruch auf bezahlte
Freistellung vonAngehörigen
Pflegebedürftiger geben.

Der Eingangssteuersatz soll in
zwei Stufen (2011 und 2012)
von 14 auf zwölf Prozent sin-
ken. Die Grenze für den Spit-
zensteuersatz soll in zwei
Schritten auf 60 000 Euro stei-
gen. Die „kalte Progression“ soll
abgemildert werden, der Kin-
derfreibetrag auf 8004 Euro stei-
gen, dieMehrwertsteuer für
Hotellerie undGastronomie
auf sieben Prozent fallen, die
Erbschaftsteuer regionalisiert
werden.

Freibeträge beim „Schonvermö-
gen“ vonHartz-IV-Empfängern
sollen „wesentlich“ erhöhtwer-
den. Kindergeld undKinder-
freibetrag sollen erhöhtwer-
den. Teilelterngeld soll es bis zu
28Monate lang geben, ab 2013
soll ein Rechtsanspruch auf ei-
nen Betreuungsplatz für Kinder
ab dem ersten Lebensjahr gel-
ten. Eltern, die ihre Kinder vor
allem zuHause erziehen, sollen
150 Euro imMonat an Betreu-
ungsgeld bekommen.

Geplant sind „Kurskorrektu-
ren“, etwa bei den Ärztehonora-
ren und beim Finanzausgleich
der Krankenkassen. Prävention
undGesundheitsförderung im
Gesundheitswesen sollen ge-
stärkt werden. Pflege- und Be-
treuungsangebote sollen ge-
stärkt, die Vereinbarkeit von
Beruf und privater Pflege soll
verbessert werden. Bonus-Mo-
delle,Wahl- und Selbstbehaltta-
rife sollenweiterentwickelt
werden.

Steuern

Hartz IV soll abgeschafft wer-
den, kurzfristig aber soll der Re-
gelsatz vonmonatlich 351 auf
500 Euro steigen. Das Schonver-
mögen soll angehobenwerden.
Ferner soll es einenMindest-
lohn von zehn Euro und eine
Mindestrente von 800 Euro im
Monat geben. Kinderbetreuung
soll flächendeckend gebühren-
frei werden.

Kleine undmittlere Einkom-
men sollen durch eine „gerech-
te Steuerreform“ entlastet wer-
den. Gleichzeitig soll der Spit-
zensteuersatz von 42 auf 53 Pro-
zent steigen. Der Grundfreibe-
trag soll auf 9300 Euro steigen.
Geplant sind eine Vermögens-
und Börsenumsatzsteuer und
eine Anhebung von Erbschaft-
undKörperschaftsteuer.

Zur Finanzierung der gesetzli-
chenKranken- und Pflegeversi-
cherungwerden alle Berufs-
gruppen und Einkommensar-
ten herangezogen. Die Leistun-
gen der Kassen sollen ausge-
baut und sämtliche Zuzahlun-
gen inklusive der Praxisgebühr
sollen abgeschafft werden.

DerHartz-IV-Satz soll auf
420 Euro steigen, einMindest-
lohnmit 7,50 Euro soll Gesetz
werden. Ebenso soll es eine teil-
weise steuerfinanzierte Garan-
tie-Rente geben, langfristig ist
eine „Bürgerrente“ geplant.
Kinder sollen ab dem ersten Le-
bensjahr einen Rechtsanspruch
auf einenKita-Platz haben. Zu-
dem ist eine zu versteuernde
Kindergrundsicherung geplant,
die Geringverdiener begünstigt.

Arbeit, Soziales,
Familie

Der Gesundheitsfonds soll ab-
geschafft und durch eine Bür-
gerversicherung ersetzt wer-
den. So soll eine „Zwei-Klassen-
Medizin“ überwundenwerden.
Außerdem soll die Praxisge-
bühr von zehn Euro je Quartal
abgeschafft werden.

Drei-Stufen-Steuertarif von
zehn Prozent (bis 20 000 Euro
Einkommen), 25 Prozent (bis
50 000 Euro) und 35 Prozent (ab
50 000 Euro). Der Grundfreibe-
trag von 8004 Euro soll es für je-
den Erwachsenen und jedes
Kind geben.

Sozialleistungen sollen zusam-
mengefasst und steuerfinan-
ziert in Höhe von 662 Euro in
ein „Bürgergeld“ umgewandelt
werden. Renteneintrittsalter ist
60, inklusive Zu- oder Abschlä-
gen bei längerer oder kürzerer
Arbeit. In Betrieben unter
20 Mitarbeitern soll der Kündi-
gungsschutz entfallen. Das Kin-
dergeld soll auf 200 Euro je
Kind steigen. Rechtsanspruch
auf Ganztagesbetreuung ab
dem ersten Lebensjahr.

Ein Tempolimit von 120 Stun-
denkilometern auf Autobah-
nenwird ebenso gefordert wie
Investitionen von 2,5Milliar-
den Euro für den Schienenver-
kehr. Fernerwird eine komplet-
te Umstellung auf erneuerbare
Energien gefordert.

Sieben Prozent des Bruttoin-
landsprodukts sollen in einem
„nationalen Bildungspakt“ in
die Bildung fließen. Die Ge-
meinschaftsschule soll bis zur
10. Klasse eingeführt werden,
Studiengebühren sollen abge-
schafft werden.

Als Staatsziel soll der Klima-
schutz ins Grundgesetz aufge-
nommenwerden. Bis 2030 soll
Strom komplett aus alternati-
ven Energien gewonnenwer-
den, der Atomausstieg ist un-
umkehrbar. Der Bau von neuen
Kohlekraftwerkenwird ebenso
abgelehntwie die unterirdische
CO2-Speicherung. Auf Auto-
bahnenwird ein Tempolimit
von 120 Stundenkilometern ge-
fordert.

Studiengebühren und Bafög
sollen abgeschafft werden. Je-
der Student sollmonatlich
200 Euro erhalten, wenn er aus
sozial schwachen Familien
kommt sogar bis zu 800 Euro.
Insgesamt sollen 500 000 neue
Studienplätze geschaffenwer-
den. Finanziert werden sollen
dieMaßnahmen durch einen
„Bildungs-Soli“. In den Schulen
sollenKinder bis zur 9. Klasse
gemeinsam lernen.

Die Kernkraft gilt als „Über-
gangstechnologie“, die derzeit
beibehaltenwerden soll. Ein
Ausstieg zum jetzigen Zeit-
punkt sei „ökologisch und öko-
nomisch falsch“. Kohlekraft-
werke sollen klimaverträgli-
cherwerden. Auf Energie soll
der verminderteMehrwertsteu-
ersatz von sieben Prozent erho-
benwerden.

Die Autonomie der Hochschu-
len soll imGrundgesetz veran-
kert werden, das Hochschulrah-
mengesetz soll abgeschafft wer-
den. Von Stipendien sollen
künftig zehn und nichtwie bis-
her nur zwei Prozent der Stu-
denten profitieren.

Gesundheit

NeueKohle- undGaskraftwer-
ke sollen gebautwerden, am
Atomausstiegwird nicht gerüt-
telt. Bis 2030 sollen alternative
Energien einen Anteil an der
Stromerzeugung von 50 Pro-
zent haben.Mehr Verkehr soll
künftig auf die Schiene verla-
gert werden.

Ganztagsschulen sollen flä-
chendeckend ausgebautwer-
den. Ab der 11. Klasse ist ein
Schüler-Bafög geplant. Die Zahl
der Schulabbrecher soll jähr-
lich um zehn Prozent gesenkt
werden. Studiengebührenwer-
den abgelehnt. Das Geld zum
Ausbau und Förderung der Bil-
dung soll aus der geplanten Er-
höhung des Spitzensteuersatzes
und der geplanten Börsenum-
satzsteuer kommen. Bis 2015
sollen 275 000 zusätzliche Stu-
dienplätze geschaffenwerden.

In den kommenden zehn Jah-
ren soll der Anteil an ökologi-
scher Energie an der Stromer-
zeugung von 15 auf 30 Prozent
steigen, gleichzeitig soll bis
zum Jahr 2020 der CO2-Ausstoß
imVergleich zu 1990 um
40 Prozent gesenktwerden.
Laufzeitverlängerungen für be-
stehende Kernkraftwerke gel-
ten aber als „unverzichtbar“,
neue sollen nicht gebaut wer-
den. Bayern soll „Elektromobi-
litäts-LandNummer 1“werden.

Das Ziel einer „Bildungsrepub-
lik“ sollmittelfristig dadurch
erreichtwerden, dass zehn Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts
in Bildung und Forschung flie-
ßen. Außerdem soll das geglie-
derte Schulsystem beibehalten
werden, bundesweit soll es ver-
gleichbare Abschlüsse geben.
Hochschulen sollen eine größe-
re Autonomie erhalten. Außer-
dem soll der Ausbildungspakt
mit derWirtschaft fortgesetzt
werden.

Umwelt, Energie,
sonstiges

Bildung

Stärkere BelastungWohlha-
bender durchAnhebung des
Spitzensteuersatzes von 42 auf
45 Prozent, eine höhere Erb-
schaftsteuer und eine zeitlich
befristete Vermögensabgabe.
Durch eine Erhöhung des
Grundfreibetrags von 8004 auf
8500 Euro sollen imGegenzug
Geringverdiener entlastet wer-
den. Für Bezieher von Einkom-
men unter 2000 Euro sollen die
Sozialbeiträge sinken.
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VERGLEICHWerwillwas?MZ-Redakteur ChristianKucznierz hat die
Parteiprogrammeunter die Lupe genommen.

Marschrouten für Berlin
PARTEIENVon Schwarz bis Rot: Die Parteien haben ihre Ziele für die
Bundestagswahl festgezurrt.
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